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Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 18. Dezember 2014

[aufgrund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/69/480)]

69/146. Folgemalinahmen zur Zweiten Weltversammlung tber das
Altern

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 57/167 vom 18. Dezember 2002, in der sie sich
die Politische Erklarung® und den Internationalen Aktionsplan von Madrid tber das Altern
20022 zu eigen machte, ihre Resolution 58/134 vom 22. Dezember 2003, in der sie unter
anderem von dem Fahrplan fiir die Umsetzung des Aktionsplans von Madrid Kenntnis
nahm, und ihre Resolutionen 60/135 vom 16. Dezember 2005, 61/142 vom 19. Dezember
2006, 62/130 vom 18. Dezember 2007, 63/151 vom 18. Dezember 2008, 64/132 vom
18. Dezember 2009, 65/182 vom 21. Dezember 2010, 66/127 vom 19. Dezember 2011,
67/139 und 67/143 vom 20. Dezember 2012 und 68/134 vom 18. Dezember 2013,

in der Erkenntnis, dass der Aktionsplan von Madrid in vielen Teilen der Welt nach
wie vor wenig oder (iberhaupt nicht bekannt ist, was die Reichweite der UmsetzungsmaR-
nahmen begrenzt,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretars®,

unter BegriiRung der wichtigen Gelegenheit, die der laufende Dialog tUber Fragen des
Alterns, unter anderem im Kontext der Erdrterungen zur Post-2015-Entwicklungsagenda,
darstellt,

davon Kenntnis nehmend, dass in dem Vorschlag der Offenen Arbeitsgruppe Uber die
Ziele fiir eine nachhaltige Entwicklung”, der die Hauptgrundlage fir die Einbeziehung der
Ziele fur nachhaltige Entwicklung in die Post-2015-Entwicklungsagenda ist, auf &ltere
Menschen Bezug genommen wird, gleichzeitig anerkennend, dass im zwischenstaatlichen
Verhandlungsprozess auf der neunundsechzigsten Tagung der Generalversammlung, wie
von der Versammlung in ihrer Resolution 68/309 vom 10. September 2014 beschlossen,
auch andere Beitrége berlcksichtigt werden,
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in Anbetracht dessen, dass bis 2050 mehr als 20 Prozent der Weltbevélkerung
60 Jahre alt oder &lter sein werden, sowie in Anbetracht dessen, dass der starkste und ra-
scheste Anstieg in der Zahl alterer Menschen in den Entwicklungslandern stattfinden wird,

unter Hinweis auf Resolution 58.16 der Weltgesundheitsversammlung vom 25. Mai
2005 Uber die Forderung eines aktiven und gesunden Alterns, in der die wichtige Rolle
hervorgehoben wurde, die 6ffentlichen Gesundheitspolitiken und -programmen dabei zu-
kommt, die rasch wachsende Zahl &lterer Menschen sowohl in den entwickelten als auch in
den Entwicklungsléndern in die Lage zu versetzen, gesund zu bleiben und auch weiterhin
ihre zahlreichen wesentlichen Beitrdge zum Wohlergehen ihrer Familie, ihrer Gemein-
schaft und ihrer Gesellschaft zu leisten,

sowie unter Hinweis auf Resolution 65.3 der Weltgesundheitsversammlung vom
25. Mai 2012 (ber die Starkung der Politiken zur Bekdmpfung nichtiibertragbarer Krank-
heiten mit dem Ziel, ein aktives Altern zu férdern, in der anerkannt wurde, dass die demo-
grafische Alterung einer der wesentlichen Faktoren ist, die zur steigenden Inzidenz und
Pravalenz nichtlibertragbarer Krankheiten beitragen,

besorgt dariiber, dass viele Gesundheitssysteme nicht ausreichend darauf vorbereitet
sind, auf die Bedurfnisse der rasch alternden Bevélkerung einzugehen, so auch was den
Bedarf an praventiv-, heil-, palliativ- und fachmedizinischer Versorgung angeht,

hochst besorgt dartiber, dass sich die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise in vie-
len Teilen der Welt negativ auf die Lage der alteren Menschen ausgewirkt hat,

in der Erkenntnis, dass der Grof3teil der alteren Manner und Frauen weiter einen un-
verzichtbaren Beitrag zum Funktionieren der Gesellschaft leisten kann, wenn angemessene
Garantien vorhanden sind,

feststellend, dass es mehr &ltere Frauen als dltere Manner gibt, und mit Besorgnis
feststellend, dass sich altere Frauen als Folge ihrer geschlechtsspezifischen Rollen in der
Gesellschaft oft mehrfachen Formen der Diskriminierung ausgesetzt sehen, die durch Al-
ter, Behinderung oder andere Griinde noch verscharft werden und den Genuss ihrer Men-
schenrechte beeintrachtigen,

1.  bekraftigt die Politische Erklarung und den Internationalen Aktionsplan von
Madrid iiber das Altern 2002%;

2. anerkennt, dass die grofRen Herausforderungen, mit denen &ltere Menschen
konfrontiert sind, ihre soziale, wirtschaftliche und kulturelle Teilhabe untergraben;

3. nimmt mit Anerkennung davon Kenntnis, dass der Menschenrechtsrat eine Un-
abhangige Expertin fur den Genuss aller Menschenrechte durch dltere Menschen ernannt
hat, und bittet die Mitgliedstaaten, bei der Durchfilhrung des in Resolution 24/20 des Men-
schenrechtsrats vom 27. September 2013 festgelegten Mandats mit der Unabhangigen
Expertin zusammenzuarbeiten;

4.  bittet die Mitgliedstaaten, unter anderem im Rahmen der von der Generalver-
sammlung in Ziffer 28 ihrer Resolution 65/182 eingerichteten Offenen Arbeitsgruppe Uber
das Altern auch kiinftig die Erfahrungen auszutauschen, die sie auf nationaler Ebene bei
der Entwicklung und Umsetzung von Politiken und Programmen zur starkeren Fdrderung
und zum stérkeren Schutz der Menschenrechte &lterer Menschen gewonnen haben;

5. betont, wie wichtig es ist, dass die Unabhangige Expertin und die Arbeitsgrup-
pe sich bei ihrer Arbeit eng abstimmen und dabei unnétige Uberschneidungen ihrer Man-
date untereinander und mit den Mandaten anderer Sonderverfahren und Nebenorgane des
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Menschenrechtsrats und der relevanten Organe und Vertrage der Vereinten Nationen ver-
meiden;

6. legt allen Mitgliedstaaten nahe, die Berichte der Unabhéngigen Expertin, ein-
schlieBlich des umfassenden Berichts, der der Arbeitsgruppe zur Kenntnis zu bringen ist,
zu beriicksichtigen;

7. legt den Regierungen nahe, sich aktiv mit dltere Menschen betreffenden Ange-
legenheiten zu befassen und sicherzustellen, dass die soziale Integration alterer Menschen
und die Forderung und der Schutz ihrer Rechte einen festen Bestandteil der Entwicklungs-
politik auf allen Ebenen bilden;

8.  bittet die Mitgliedstaaten, eine nichtdiskriminierende Politik anzunehmen und
zu verfolgen und bestehende Verfahren und Vorschriften, die altere Menschen diskriminie-
ren, systematisch zu iberprifen und gegebenenfalls zu dndern, mit dem Ziel, ein fiir altere
Menschen forderliches Umfeld zu schaffen;

9. legt den Mitgliedstaaten nahe, der Frage der Altersdiskriminierung in den
malgeblichen nationalen Rechtsvorschriften Rechnung zu tragen und geeignete Mafnah-
men zu ergreifen, um die Diskriminierung alterer Menschen zu verhindern;

10. legt den Regierungen nahe, dem Aufbau von Kapazitaten zur Beseitigung der
Armut unter &lteren Menschen, insbesondere &lteren Frauen, grofRere Aufmerksamkeit zu
widmen und zu diesem Zweck Fragen des Alterns durchgehend in die Armutsbekdmpfung,
in Strategien zur Erméchtigung von Frauen und in die nationalen Entwicklungspléne zu in-
tegrieren und sowohl eine konkrete Alterspolitik als auch Anstrengungen zur durchgangi-
gen Integration von Fragen des Alterns in ihre nationalen Strategien aufzunehmen;

11. ermutigt die Mitgliedstaaten, sich verstarkt um die Entwicklung der nationalen
Kapazitaten zur Verfolgung ihrer wahrend der Uberpriifung und Bewertung des Aktions-
plans von Madrid ermittelten nationalen Umsetzungsprioritaten zu bemihen, und bittet die
Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, einen schrittweisen Ansatz flr die Kapa-
zitatsentwicklung zu erwégen, der die Festlegung nationaler Prioritaten, die Starkung der
institutionellen Mechanismen, Forschung, Datenerhebung und -analyse und die Schulung
des erforderlichen Personals auf dem Gebiet des Alterns umfasst;

12. ermutigt die Mitgliedstaaten auRerdem, die Hindernisse fur die Umsetzung des
Aktionsplans von Madrid zu tUberwinden, indem sie Strategien erarbeiten, die sémtlichen
Phasen des menschlichen Lebens Rechnung tragen und die Solidaritat zwischen den Gene-
rationen fordern und so die Erfolgsaussichten in den kommenden Jahren erhéhen;

13. ermutigt die Mitgliedstaaten ferner, besonderes Gewicht auf die Auswahl rea-
listischer, nachhaltiger und durchfihrbarer nationaler Prioritdten zu legen, die in den
kommenden Jahren die besten Aussichten auf Verwirklichung haben, sowie Zielvorgaben
und Indikatoren zur Messung der Fortschritte im Umsetzungsprozess zu erarbeiten;

14. Dbittet die Mitgliedstaaten, fur die Umsetzung des Aktionsplans von Madrid Be-
reiche hoher Prioritat festzulegen, darunter die Starkung alterer Menschen und die Forde-
rung ihrer Rechte, die Sensibilisierung fir Fragen des Alterns und der Aufbau nationaler
Kapazitaten zur Auseinandersetzung mit diesen Fragen;

15. empfiehlt den Mitgliedstaaten, groere Anstrengungen zu unternehmen, um
den Aktionsplan von Madrid starker ins Bewusstsein der Offentlichkeit zu riicken, so auch
indem sie Initiativen fordern und unterstiitzen, um der Offentlichkeit ein positives Bild von
alteren Menschen und der Vielfalt ihrer Beitrdge zu ihrer Familie, ihrer Gemeinschaft und
ihrer Gesellschaft zu vermitteln, mit den Regionalkommissionen zusammenarbeiten und
die Hilfe der Sekretariats-Hauptabteilung Presse und Information in Anspruch nehmen, um
die Aufmerksamkeit fur Fragen des Alterns zu erhdhen;
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16. ermutigt die Regierungen, sofern sie es noch nicht getan haben, Koordinie-
rungsstellen fir die Weiterverfolgung der nationalen Aktionspléne tber das Altern zu be-
stimmen, und ermutigt die Regierungen auBRerdem, die vorhandenen Netzwerke nationaler
Koordinierungsstellen fir Fragen des Alterns zu stérken;

17. Dbittet die Regierungen, zur Durchfuihrung ihrer Alterspolitik partizipative Kon-
sultationen mit allen maRgeblichen Interessentrdgern und Partnern der sozialen Entwick-
lung zu fihren, damit wirksame Strategien erarbeitet werden kénnen, die zu einer nationa-
len Identifikation mit dieser Politik und einer entsprechenden Konsensbildung fiihren;

18. empfiehlt den Mitgliedstaaten den Ausbau ihrer Kapazitdten im Hinblick auf
eine wirksamere Datenerhebung sowie effektivere Statistiken und qualitative Informatio-
nen, die erforderlichenfalls nach relevanten Faktoren, darunter Geschlecht und Behinde-
rung, aufgeschlisselt sind, damit die Lage alterer Menschen besser bewertet werden kann
und angemessene Mechanismen zur Uberwachung von Programmen und politischen MaR-
nahmen eingerichtet werden konnen, die darauf angelegt sind, den vollen und gleichbe-
rechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch altere Menschen zu
schitzen;

19. empfiehlt den Vertragsstaaten der bestehenden internationalen Menschen-
rechtsubereinkinfte, in ihren Berichten gegebenenfalls ausdrucklicher auf die Lage der &l-
teren Menschen einzugehen, und legt den Kontrollmechanismen der Vertragsorgane und
den Mandatstragern der Sonderverfahren nahe, im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat
bei ihrem Dialog mit den Mitgliedstaaten, bei der Prifung der Berichte beziehungsweise
bei ihren Landerbesuchen der Lage alterer Menschen mehr Aufmerksamkeit zu widmen;

20. legt den Regierungen nahe, weitere Anstrengungen zur Umsetzung des Ak-
tionsplans von Madrid zu unternehmen und die Anliegen alterer Menschen durchgehend in
ihre politischen Programme zu integrieren, unter Berlicksichtigung dessen, wie entschei-
dend wichtig die gegenseitige Abhé&ngigkeit zwischen den Generationen, die Solidaritat
und die Reziprozitat innerhalb der Familie fur die soziale Entwicklung und die Verwirkli-
chung aller Menschenrechte flr &ltere Menschen sind, sowie Altersdiskriminierung zu ver-
hindern und fiir soziale Integration zu sorgen;

21. erkennt an, wie wichtig die Starkung der Partnerschaft und der Solidaritat zwi-
schen den Generationen ist, und fordert die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf,
Chancen fir den freiwilligen, konstruktiven und regelméRigen Austausch zwischen den
Jugendlichen und den &lteren Generationen in der Familie, am Arbeitsplatz und auf ge-
samtgesellschaftlicher Ebene zu férdern;

22. legt den Mitgliedstaaten nahe, durch ihre Sozialpolitik den Ausbau von Ge-
meinschaftsdiensten fiir &ltere Menschen zu férdern und dabei die psychologischen und
physischen Aspekte des Alterns und die besonderen Bedirfnisse &lterer Frauen zu berlck-
sichtigen;

23. legt den Mitgliedstaaten aulerdem nahe, dafiir zu sorgen, dass altere Menschen
Zugang zu Informationen Gber ihre Rechte haben, damit sie voll und in gerechter Weise an
ihrer jeweiligen Gesellschaft teilhaben und den vollen Genuss aller Menschenrechte in An-
spruch nehmen kdnnen;

24. fordert die Mitgliedstaaten auf, im Benehmen mit allen Sektoren der Gesell-
schaft, namentlich den Organisationen alterer Menschen, und gegebenenfalls auch iber na-
tionale Institutionen zur Forderung und zum Schutz der Menschenrechte ihre nationalen
Kapazititen zur Uberwachung und Durchsetzung der Rechte &lterer Menschen auszubau-
en;

25. fordert die Mitgliedstaaten aullerdem auf, bei allen alterspolitischen Mal3nah-
men die Geschlechter- und die Behinderungsperspektive einzubeziehen beziehungsweise
zu verstarken sowie gegen Diskriminierung aufgrund des Alters, des Geschlechts oder ei-
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ner Behinderung vorzugehen und sie zu beseitigen, und empfiehlt den Mitgliedstaaten,
gemeinsam mit allen Sektoren der Gesellschaft, insbesondere den zustdndigen Organisa-
tionen, die sich mit der Frage befassen, einschlieflich Organisationen von alteren Men-
schen, Frauen und Menschen mit Behinderungen, die negativen Klischeevorstellungen
Uber altere Menschen, insbesondere dltere Frauen und &ltere Menschen mit Behinderun-
gen, abzubauen und ein positives Bild alterer Menschen zu fordern;

26. erkennt an, dass allgemeine Gesundheitsversorgung bedeutet, dass alle Men-
schen, einschlielich der dlteren Menschen, ohne Diskriminierung Zugang zu einem auf
nationaler Ebene festgelegten Katalog notwendiger Basisgesundheitsdienste im Bereich
der Gesundheitsférderung, der Pravention, der Heilung und der Rehabilitation sowie zu
unentbehrlichen, sicheren, erschwinglichen, wirksamen und hochwertigen Medikamenten
haben und dass gleichzeitig sichergestellt ist, dass dltere Menschen durch die Inanspruch-
nahme dieser Dienste nicht in finanzielle Not geraten, unter besonderer Beriicksichtigung
der armen, schwécheren und marginalisierten Menschen;

27. fordert die Mitgliedstaaten nachdricklich auf, Politiken und Programme zu
entwickeln, durchzufiihren und zu evaluieren, die ein gesundes und aktives Altern und das
fur die alteren Menschen erreichbare HochstmaR an Gesundheit und Wohlergehen fordern,
und als Teil der Primarversorgung im Rahmen der bestehenden nationalen Gesundheitssys-
teme eine Gesundheitsversorgung fir altere Menschen zu entwickeln;

28. anerkennt, wie wichtig Ausbildung, Bildung und Kapazitatsaufbau fir Ge-
sundheitsfachkréfte, einschlielich in der Pflege zu Hause, sind;

29. fordert die Mitgliedstaaten nachdrticklich auf, nach Bedarf sektoriibergreifende
Politikrahmen und institutionelle Mechanismen fiir das integrierte Management der Pré-
vention und Bekampfung nichtiibertragbarer Krankheiten zu starken, einschlielich der
Dienste zur Gesundheitsforderung und -versorgung sowie der sozialen Dienste, um den
Bedirfnissen dlterer Menschen Rechnung zu tragen;

30. fordert die Mitgliedstaaten auf, sich mit der Frage des Wohlergehens und einer
angemessenen Gesundheitsversorgung alterer Menschen zu befassen sowie gegen alle Fal-
le von Vernachlassigung, Missbrauch und Gewalt gegeniiber alteren Menschen vorzuge-
hen, indem sie wirksamere Préventionsstrategien sowie strengere Gesetze erarbeiten und
anwenden und indem sie koharente und umfassende Politikrahmen ausarbeiten, um gegen
diese Probleme und ihre tieferen Ursachen anzugehen;

31. fordert die Mitgliedstaaten auRerdem auf, konkrete Mallnahmen zu ergreifen,
um alteren Menschen in Notsituationen im Einklang mit dem Aktionsplan von Madrid ver-
stérkt Schutz und Hilfe zu gewéhren;

32. betont, dass es bei der Ergdnzung der einzelstaatlichen Entwicklungsanstren-
gungen unerldsslich ist, die internationale Zusammenarbeit zur Unterstltzung der Entwick-
lungslander bei der Umsetzung des Aktionsplans von Madrid zu verstérken, und erkennt
gleichzeitig an, wie wichtig diese Hilfe und die Bereitstellung finanzieller Hilfe sind;

33. ermutigt die Mitgliedstaaten, dafir zu sorgen, dass der Grundsatz der Nichtdis-
kriminierung aufgrund des Alters in die Gesundheitspolitiken und -programme aufgenom-
men und eingehalten wird und dass die Umsetzung dieser Politiken und Programme re-
gelméaRig tberwacht wird;

34. ermutigt die Mitgliedstaaten aulerdem, Leitlinien zu erlassen und durchzuset-
zen, die Standards fur die Bereitstellung langfristiger Unterstitzung und Hilfe fur &ltere
Menschen festlegen;

35. empfiehlt den Regierungen, altere Menschen und ihre Organisationen in die
Ausarbeitung, Umsetzung und Uberwachung von sie betreffenden Politiken und Program-
men einzubeziehen;
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36. legt der internationalen Gemeinschaft, einschlieBlich der internationalen und
bilateralen Geber, nahe, die internationale Zusammenarbeit zur Unterstiitzung der einzel-
staatlichen Anstrengungen zur Beseitigung der Armut entsprechend den international ver-
einbarten Zielen zu vertiefen, um eine nachhaltige und ausreichende soziale und wirt-
schaftliche Unterstiitzung &lterer Menschen zu erreichen, und dabei zu bedenken, dass die
Lénder die Hauptverantwortung flr die eigene wirtschaftliche und soziale Entwicklung
tragen;

37. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die einzelstaatlichen Anstrengun-
gen zur Stérkung der Partnerschaften mit der Zivilgesellschaft, namentlich mit Organisa-
tionen alterer Menschen, Hochschulen, Forschungsstiftungen, lokalen Organisationen, ein-
schlielich Betreuungspersonen, und dem Privatsektor zu unterstiitzen, um so zum Aufbau
von Kapazitaten in Fragen des Alterns beizutragen;

38. ermutigt die internationale Gemeinschaft und die zustandigen Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats die einzelstaat-
lichen Anstrengungen zur Finanzierung von Initiativen im Bereich der Forschung und der
Datenerhebung zu Fragen des Alterns nach Bedarf zu unterstiitzen, damit die mit der Be-
volkerungsalterung zusammenhéngenden Herausforderungen und Chancen besser verstan-
den und den politischen Entscheidungstrédgern genauere und konkretere Informationen zu
der geschlechtsspezifischen Dimension des Alterns zur Verfligung gestellt werden konnen;

39. erkennt die wichtige Rolle an, die verschiedene internationale und regionale
Organisationen, die mit Aushildung, Kapazitatsaufbau, Politikentwicklung und Uberwa-
chung auf nationaler und regionaler Ebene befasst sind, bei der Forderung und Erleichte-
rung der Umsetzung des Aktionsplans von Madrid spielen, und wirdigt die Arbeit, die in
verschiedenen Teilen der Welt geleistet wird, sowie regionale Initiativen und die Arbeit
von Instituten wie dem Internationalen Institut fiir Fragen des Alterns in Malta und dem
Europdischen Zentrum fir Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung in Wien;

40. empfiehlt den Mitgliedstaaten, die Rolle der Koordinierungsstellen der Verein-
ten Nationen flir Fragen des Alterns zu bekréftigen, die technische Zusammenarbeit zu ver-
starken, die Rolle der Regionalkommissionen in Fragen des Alterns auszuweiten und wei-
terhin Ressourcen fiir diese Bemihungen zur Verfugung zu stellen, die Koordinierung der
nationalen und internationalen nichtstaatlichen Organisationen, die sich mit Fragen des Al-
terns befassen, zu erleichtern und die Zusammenarbeit mit der Wissenschaft im Rahmen
einer Forschungsagenda zu Fragen des Alterns zu verbessern;

41. erklart erneut, dass auf nationaler Ebene zusatzlich Kapazitdten geschaffen
werden missen, um die weitere Umsetzung des Aktionsplans von Madrid und der Ergeb-
nisse seines Uberpriifungs- und Bewertungszyklus zu férdern und zu erleichtern, und legt
den Regierungen in dieser Hinsicht nahe, den Treuhandfonds der Vereinten Nationen fir
das Altern zu unterstitzen, um es der Sekretariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und So-
ziale Angelegenheiten zu erméglichen, den Landern auf Antrag umfangreichere Hilfe zu
gewahren;

42. ersucht das System der Vereinten Nationen, seine Kapazitat zur effizienten und
koordinierten Unterstiitzung der nationalen Umsetzung des Aktionsplans von Madrid nach
Bedarf auszubauen;

43. ersucht die zustdndigen Institutionen des Systems der Vereinten Nationen, na-
mentlich die Einheit der Vereinten Nationen flr Gleichstellung und Erméchtigung der
Frauen (UN-Frauen), dafiir zu sorgen, dass die Lage alterer Frauen systematisch und
durchgéngig in ihre Arbeit einbezogen wird;
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44, empfiehlt, die Lage der &lteren Menschen bei den laufenden Anstrengungen zur
Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele, einschlieBlich der in der
Millenniums-Erklarung der Vereinten Nationen® enthaltenen Ziele, zu beriicksichtigen:

45. st sich dessen bewusst, dass es weiterhin geboten ist, bei den laufenden Erorte-
rungen zur Post-2015-Entwicklungsagenda die Lage der dlteren Menschen gebiihrend zu
berucksichtigen;

46. nimmt mit Dank Kenntnis von der Arbeit der Arbeitsgruppe und wirdigt die
positiven Beitrdge der Mitgliedstaaten sowie der zustdndigen Organe und Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen, der zwischenstaatlichen und mai3geblichen nichtstaat-
lichen Organisationen, der nationalen Menschenrechtsinstitutionen und der geladenen Po-
diumsmitglieder wahrend der ersten funf Arbeitstagungen der Arbeitsgruppe;

47. fordert die Mitgliedstaaten auf, auch kiinftig zur Arbeit der Arbeitsgruppe bei-
zutragen, insbesondere durch die Vorlage konkreter Vorschlage, praktischer Mainahmen,
bewéhrter Verfahren und gewonnener Erkenntnisse, die zur Férderung und zum Schutz der
Rechte und der Wirde &lterer Menschen beitragen, damit die Arbeitsgruppe ihr Mandat er-
fullen kann;

48. ersucht die Arbeitsgruppe, der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Ta-
gung eine Zusammenstellung der genannten Vorschldge und MaRnahmen vorzulegen;

49. bittet die zustdndigen Organe und Organisationen des Systems der \ereinten
Nationen, namentlich die zustdndigen Mandatstrager und Vertragsorgane auf dem Gebiet
der Menschenrechte und die Regionalkommissionen, sowie die zwischenstaatlichen und
mafgeblichen nichtstaatlichen Organisationen, die sich mit der Frage befassen, gegebenen-
falls auch weiterhin Beitrége zu der Arbeit zu leisten, mit der die Arbeitsgruppe betraut ist;

50. ersucht den Generalsekretér, der Arbeitsgruppe im Rahmen der vorhandenen
Ressourcen auch weiterhin jede erforderliche Unterstlitzung zu gewahren, damit sie 2015
eine sechste Arbeitstagung veranstalten kann;

51. bittet die Unabhéngige Expertin, auf der siebzigsten Tagung der Generalver-
sammlung das Wort zu ergreifen und unter dem Tagesordnungspunkt ,,Soziale Entwick-
lung* einen interaktiven Dialog mit der Versammlung zu fiihren;

52. ersucht den Generalsekretér, der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten
Tagung einen Bericht tiber die Durchfilhrung dieser Resolution vorzulegen.

73. Plenarsitzung
18. Dezember 2014

® Resolution 55/2.

717



	Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 18. Dezember 2014
	[aufgrund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/69/480)]
	69/146. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das   Altern

